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Novellierung des Personenbeförderungsgesetzes und des Allgemeinen 
Eisenbahnengesetzes aufgrund der Anpassung des nationalen Rechts 
an die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste 
auf Schiene und Straße 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) wird in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht nur durch Fahrgeldeinnahmen und staatliche Fahrgeldersatz- 
leistungen für den Ausbildungs- und Schwerbehindertenverkehr, sondern auch 
durch umfangreiche Finanzierungsbeiträge der kommunalen und regionalen 
ÖPNV-Aufgabenträger auf eine sicherere Grundlage gestellt. Die Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und 
Straße ist am 3. Dezember 2009 in Kraft getreten und macht nunmehr eine 
Änderung des Personenbeforderungsgesetzes und des Allgemeinen Eisenbahn- 
gesetzes notwendig. 


1 . Wie wird die Bundesregierung sicherstellen, dass die Einfluss- und Gestal- 
tungsmöglichkeiten der kommunalen und regionalen ÖPNV-Aufgabenträ- 
ger in einem novellierten Personenbeforderungsgesetz rechtlich abgesichert 
werden? 

2. Wie wird die Bundesregierung die Beteiligung von Busuntemehmen, die be- 
reits ÖPNV anbieten, an der Neugestaltung des ÖPNV regeln? 

3. Wie wird die Bundesregierung den Ausgleich zwischen privatwirtschaft- 
lichen und öffentlichen Interessen bei der Novellierung des Personenbeför- 
derungsgesetzes und des Allgemeinen Eisenbahngesetzes unter Beachtung 
des Vorrangs der einschlägigen Vorgaben des Europarechts (Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007) sicherstellen? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
vom 24. August 2010 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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5. Wie wird die Bundesregierung sicherstellen, dass die kommunalen und 
regionalen ÖPNV-Aufgabenträger in ihrem Ausgestaltungsrecht für den 
ÖPNV nicht beschnitten werden, insbesondere nicht durch den im Koali- 
tionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP festgeschriebenen Vorrang für 
sogenannte kommerzielle Verkehre? 

7. Wie wird die Bundesregierung im Rahmen der Novellierung des Personen- 
beforderungsgesetzes sicherstellen, dass Genehmigungen nach § 13 des 
Personenbeforderungsgesetzes nur dann erteilt werden dürfen, weim der 
vorliegende Antrag die von den kommunalen und regionalen ÖPNV- Auf- 
gabenträgem definierten öffentlichen Verkehrsinteressen befriedigt? 

10. Wie wird die Bundesregiemng im Rahmen der Novellierung des Personen- 
befordemngsgesetzes rechtlich absichem, dass vertragliche Vereinbamn- 
gen zwischen den kommunalen und regionalen ÖPNV-Aufgabenträgem 
und Verkehrsuntemehmen nicht durch konkurrierende kommerzielle Ge- 
nehmigungsanträge gefährdet werden? 

Die Fragen 1 bis 3, 5, 7 und 10 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge- 
meinsam beantwortet. 

Leitbild der Novellierung des Personenbeförderungsgesetzes ist nach dem Ko- 
alitionsvertrag ein unternehmerisch und wettbewerblich ausgerichteter ÖPNV, 
wobei der Vorrang kommerzieller Verkehre gewährleistet werden soll und die 
Kommunen bzw. Landkreise die Aufgabenträger bleiben. Die Bundesregierung 
will entsprechend dieser Vorgabe sicherstellen, dass die Verkehrsunternehmen 
weiterhin die Möglichkeit haben, kommerzielle Verkehrsdienste zu erbringen. 
Die (kommunalen) Aufgabenträger sind erst gefordert, wenn durch den „Markt“ 
eine angemessene Verkehrsbedienung nicht möglich ist. Auch dem derzeit gel- 
tenden PersonenbefÖrderangsgesetz und dem Regionalisierungsgesetz liegt die- 
ses Verständnis zugrunde. Ebenso geht die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
davon aus, dass die zuständigen Behörden nur dann öffentliche Dienstleistungs- 
aufträge vergeben, wenn dies geboten ist, um das erforderliche Verkehrsangebot 
sicherzustellen. 

Die nach dem geltenden Recht bestehende Aufgabenteilung zwischen Aufgaben- 
trägern und Genehmigungsbehörden soll nicht grundsätzlich verändert werden. 
Inwieweit es im Hinblick auf die Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 1370/ 
2007 zur möglichst effektiven Ausgestaltung des dadurch zwischen Aufgaben- 
trägern und Genehmigungsbehörden gebotenen Zusammenwirkens, aber auch 
in anderen Regelungsbereichen der Änderung von Vorschriften des Personenbe- 
förderungsrechts bedarf, wird derzeit von der Bundesregierung im Kontakt zu 
Ländern und Verbänden geprüft. Die Bundesregierung wird nach Abschluss der 
Prüfungen und erforderlichen Abstimmungen einen entsprechenden Gesetzent- 
wurfbeschließen und in den Deutschen Bundestag einbringen. 


4. Wie bewertet die Bundesregiemng den Umstand, dass der ÖPNV mit Om- 
nibussen auf umfangreiche Finanziemngsbeiträge der kommunalen und re- 
gionalen ÖPNV-Aufgabenträger angewiesen ist, und diese nach der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 1370/2007 als zuständige Behörden daher auch über die 
weiteren Instmmente zur Durchsetzung der öffentlichen Verkehrsinteres- 
sen (verbindlicher Nahverkehrsplan, Vergabe ausschließlicher Rechte) 
verfügen können müssen? 

Das Zusammenwirken der ÖPNV-Aufgabenträger und der für die gewerberecht- 
lichen Genehmigungen von ÖPNV-Omnibuslinienverkehren zuständigen Lan- 
desbehörden hat sich nach Auffassung der Bundesregierung als gute Grundlage 
für die Gestaltung eines leistungsfähigen ÖPNV in Deutschland erwiesen. Einer 
— zumal bundesrechtlichen - Regelung über verbindliche Nahverkehrspläne hat 
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es dazu nicht bedurft. Wie bereits dargelegt, soll die bestehende Aufgabenteilung 
nicht grundsätzlich verändert werden. Ob und gegebenenfalls welche Rechtsän- 
derungen erforderlich sind, um im Hinblick auf die Anwendung der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 auch künftig zur Wahrung der öffentlichen Verkehrsinteres- 
sen ein erfolgreiches Zusammenwirken zu ermöglichen, wird derzeit von der 
Bundesregierang geprüft (vgl. dazu auch die Antwort zu den Fragen 1 bis 3, 5, 
7 und 10). 


6. Ist die Bundesregierung der Ansicht, dass der ÖPNV mit Omnibussen nicht 
mehr als sog. kommerzieller bzw. marktinitiierter Verkehr bezeichnet wer- 
den kann, weim er öffentliche Mittel für einen tarifbedingten Verlustaus- 
gleich (öffentliche Ausgleichsmittel für Durchtarifierungs- und Harmonisie- 
rungsverluste) oder weitere kommunale Finanzierungsbeiträge erhält? 

Die Begriffe „kommerziell“ bzw. „marktinitiiert“ werden in der laufenden fach- 
lichen wie verbandspolitischen Diskussion als Ersatz für den Begriff „eigenwirt- 
schaftlich“ im Sinne des § 8 Absatz 4 Satz 2 des Personenbeförderangsgesetzes 
diskutiert und im Detail durchaus unterschiedlich verstanden. Eine Klärung ist 
Teil der noch laufenden Prüfungen (vgl. dazu auch die Antwort zu den Fragen 
1 bis 3, 5, 7 und 10). Die Bundesregierung weist in diesem Zusammenhang da- 
raufhin, dass nach Artikel 3 Absatz 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
die Möglichkeit besteht, bestimmte Ausgleichsleistungen auf der Grundlage von 
allgemeinen Vorschriften zu erbringen, ohne dass es dazu eines öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags über die Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtun- 
gen nach Artikel 3 Absatz 1 dieser Verordnung bedarf. 


8. Wie beurteilt die Bundesregierung den Umstand, dass es nach den europa- 
rechtlichen Vorgaben den zuständigen Behörden freisteht, soziale Kriterien 
und Qualitätskriterien festzulegen? 

9. Wie wird die Bundesregierang diese Handlungsmöglichkeiten im nationalen 
Recht ab sichern? 

Die Fragen 8 und 9 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam beant- 
wortet. 

Nach Artikel 288 Absatz 2 Satz 2 des Vertrages über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) ist eine Verordnung in all ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. Gestaltungsmöglichkeiten bei der 
Durchführung und Anpassung der nationalen Vorschriften bestehen nur, soweit 
dies in der Verordnung selbst vorgesehen ist. Dies wird die Bundesregierung im 
Zuge des anstehenden Gesetzgebungsverfahrens zur Anpassung der relevanten 
Vorschriften an die Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 berücksichtigen. 
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